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A. Einleitung

Die Öffentlichkeit gewählter Volksvertretungen ist ein zentraler Baustein 
unserer Demokratie. Bereits im 14. Jahrhundert formulierte Heinrich der 
Teichner: 

„Wan die êre treit man offentlîchen, 	  
lafter fiht man in winkel flîchen.“1

*
Erst die Öffentlichkeit menschlichen Handelns ermöglicht deren Beurtei-

lung2.
Klein führt mit den Worten, 
„Gute Obrigkeit scheut nicht das Licht“,

in die Kommentierung zur Öffentlichkeit der Sitzungen des Bundestags ein3. 
Gemein ist diesen Aussprüchen die Grundannahme, dass die Akzeptanz 

von Politik und Staatsführung durch das Volk Transparenz braucht. Für die 
repräsentative Demokratie folgt daraus, dass die Nichtöffentlichkeit von Ent-
scheidungen gewählter Volksvertretungen ein Fremdkörper ist4. 

Vielfach wird die Sitzungsöffentlichkeit heutzutage als Selbstverständlich-
keit hingenommen. Bei näherem Hinsehen zeigt sich jedoch, dass sie das 
auch heute noch nicht ist. So stehen in dem Zeitraum des Bestehens des 
Deutschen Bundestags von 1949 bis 1999 unter Berücksichtigung der Sitzun-
gen des Plenums und seiner Ausschüsse 7.700 öffentliche Sitzungen 57.547 
nicht öffentlichen Sitzungen gegenüber5.

Ungeachtet des langen Prozesses, welcher der Etablierung der Sitzungs
öffentlichkeit in den Bereichen, in denen sie heute praktiziert wird, zu 
Grunde liegt, sind zunehmende Bestrebungen festzustellen, die Öffentlich-
keit  – insbesondere zugunsten des Datenschutzes  – zurückzudrängen. Be-

1  von Karajan, in: Denkschriften der Kaiserlichen Akademie der Wisschenschaften 
VI, S. 85, 149 Fn. 217.

2  Hölscher, in: Brunner/Conze/Koselleck, Geschichtliche Grundbegriffe, S. 413 
(416).

3  Klein, in: Maunz/Dürig, GG, 61. Lfg., Art. 42 Rn. 5.
4  Rösch, Geheimhaltung in der rechtsstaatlichen Demokratie, S. 131 spricht von 

einer Anomalie.
5  Versteyl, in: von Münch/Kunig, GG, Art. 42 Rn. 40.
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günstigt wird dies dadurch, dass Inhalt und Umfang des Öffentlichkeitsbe-
griffs nach wie vor umstritten sind. Deutlich zeigt sich beispielhaft an der 
Diskussion ob und ggf. inwieweit Sitzungsöffentlichkeit auch Medienöffent-
lichkeit, das heißt das Recht Bild- und Tonaufnahmen in Sitzungen anzufer-
tigen, umfasst. 

Gegenstand rechtlicher Auseinandersetzungen ist auch immer wieder die 
Frage, wann die Öffentlichkeit von Sitzungen kommunaler Volksvertretun-
gen ausgeschlossen werden darf. Dem kommt auf kommunaler Ebene eine 
besondere Bedeutung zu, denn der Ausschluss der Öffentlichkeit von den 
Sitzungen kommunaler Volksvertretungen ist keine Ausnahme, sondern die 
Regel. Zwar gelten in allen Bundesländern Publizitätsbestimmungen für die 
kommunalen Volksvertretungen6, die Regelungen erwecken jedoch den Ein-
druck, „die Öffentlichkeit könne nach Belieben und quasi gleichwertig aus-
geschlossen oder zugelassen werden“7, denn Gründe für den Ausschluss der 
Öffentlichkeit von den Sitzungen der kommunalen Volksvertretung sind nicht 
in allen Bundesländern normiert8. Sofern materiell-rechtliche Voraussetzun-
gen für eine Einschränkung der kommunalen Sitzungsöffentlichkeit gemacht 
werden, erfolgt dies durch auslegungsbedürftige Begriffe, wie dem „öffent
lichen Wohl“9, dem „Wohl der Allgemeinheit“10, dem „Gemeinwohl“, den 
„berechtigte[n] Interesse[n] Einzelner“11 oder der „Natur des Beratungsgegen
stands“12, die einen sehr weiten Interpretationsspielraum lassen. 

6  § 35 Abs. 1 S. 1 GemO  BW; Art. 52 Abs. 2 S. 1 GO  BY; § 8 Abs. 6 S. 1 
BezVG BE; § 44 S. 1 BB; Art. 91 i. V. m. § 148 Abs. 1 S. 2 LVerf HB; § 31 VerfBrhv; 
§ 14 Abs. 1 HH; § 52 Abs. 1 S. 1 HGO; § 29 Abs. 5 S. 1 KV M-V; § 64 Abs. 1 S. 1 
NKomVG; § 48 Abs. 2 S. 1 GO  NRW; § 35 Abs. 1 S. 1 GemO RP; § 40 Abs. 1 
KSVG SL; § 37 Abs. 1 S. 1 SächsGemO; § 50 Abs. 1 LSA; § 35 Abs. 1 S. 1 GO SH; 
§ 40 Abs. 1 S. 1 ThürKO.

7  Teschke, in: Bennemann/Daneke/Steiß, KVR HE, HGO, § 52 Rn. 22.
8  Wie Art. 42  GG verlangen auch § 8 Abs. 6 S. 6 BezVerwG Berlin, Art. 148 

Abs. 1 S. 2 i. V. m. Art. 91 LVerfG Bremen, § 31 S. 2 VerfBrhv und § 52 Abs. 2 S. 2 
HGO nach ihrem Wortlaut lediglich die Einhaltung von Formalien. § 48 Abs. 2 S. 2 
GO NRW schreibt die Spezifizierung durch eine ortsrechtliche abstrakt-generelle Re-
gelung vor. 

9  § 35 Abs. 1 S. 2 GemO  BW; § 44 S. 2 GO BB; § 14 Abs. 2 S. 2 BezVG HH, 
§ 29 Abs. 5 S. 2 KV M-V; § 64 Abs. 1 S. 1 NKomVG; § 40 Abs. 1 KSVG SL; § 37 
Abs. 1 S. 1 SächsGemO; § 52 Abs. 2 S. 1 KVG LSA; § 35 Abs. 1 S. 2 GO SH.

10  Art. 52 Abs. 2 2. Hs. GO BY; § 40 Abs. 1 S. 1 ThürKO.
11  § 35 Abs. 1 S. 2 GemO  BW; Art. 52 Abs. 2 2. Hs. GO  BY, § 44 S. 2 GO BB; 

§ 14 Abs. 2 S. 2 BezVG HH; § 29 Abs. 5 S. 2 KV M-V; § 64 Abs. 1 S. 1 NKomVG; 
§ 40 Abs. 1 KSVG  SL; § 37 Abs. 1 S. 1 SächsGemO; § 52 Abs. 2 S. 1 KVG  LSA; 
§ 35 Abs. 1 S. 2 GO SH; § 40 Abs. 1 S. 1 ThürKO.

12  § 35 Abs. 1 S. 1 GemO RP.
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Besondere Brisanz erhält dies dadurch, dass Kommunalpolitik überwie-
gend von Laienpolitikern13 geleistet wird, die dem Mandat neben ihrem ei-
gentlichen Beruf nachkommen. Kommunale Politik wird überwiegend ehren-
amtlich, unentgeltlich in der Freizeit quasi als Hobby betrieben. 

Aus der Ehrenamtlichkeit kommunalpolitischer Tätigkeit folgt ein struktu-
relles Wissensgefälle zwischen den hauptberuflichen Mitarbeitern der Kom-
munalverwaltung und den gewählten, ehrenamtlichen Mandatsträgern. Dies 
ermöglicht den Missbrauch eines Öffentlichkeitsausschlusses zu politischen 
Zwecken. Kommunalpolitikern steht zur Erfüllung ihrer Gestaltungs- und 
Kontrollfunktion in der Kommune kein eigenes Personal, wie dies für Land-
tags- oder Bundestagsabgeordnete üblich ist, zur Verfügung. Angesichts der 
vielfältigen Angelegenheiten, die in kommunalen Volksvertretungen zu ent-
scheiden sind und dem Umstand, dass das kommunale Mandat nebenberuf-
lich ausgeübt werden muss, ist es den Mitgliedern kommunaler Volksvertre-
tungen rein tatsächlich nicht möglich sich in allen Fragen eine eigene, um-
fassende Expertise anzueignen. Sie müssen sich oftmals, insbesondere bei 
rechtlichen Fragestellungen, auf die Einschätzungen der Kommunalverwal-
tung verlassen. Es besteht damit die Gefahr, dass die Mandatsträger mittels 
der Verschwiegenheitspflicht, die eine nicht öffentliche Sitzung auslöst, 
„mundtot“ gemacht werden, indem seitens der Kommunalverwaltung auf ei-
nen Öffentlichkeitsausschluss hingewirkt wird. Eine politische Dimension 
erhält diese Situation dadurch, dass die Verwaltungsleitung, in Person des 
Bürgermeisters, auf Zeit gewählt ist. Dadurch kann das Eigeninteresse der 
Verwaltung, Informationen geheim zu halten, einer objektiven Beratung der 
Mandatsträger im Wege stehen. 

Unabhängig davon ist alleine die Verlockung, unpopuläre oder unliebsame 
Themen aus der Öffentlichkeit herauszuhalten, wenn deren Brisanz erahnt 
wird, groß.

Der Verfasserin ist der Zwiespalt zwischen Verschwiegenheitspflicht und 
politischer Verantwortung aus ihrer kommualpolitischen Erfahrung aus 14 
Jahren Mitgliedschaft im Rat der Stadt Monheim am Rhein, einer kreisange-
hörigen Gemeinde in Nordrhein-Westfahlen mit rund 43.000 Einwohnern, 
aus ihrer persönlichen Erfahrung bekannt. Beispielhaft ist der in nicht öffent-
licher Sitzung gefasste Beschluss des Rats der Stadt Monheim am Rhein aus 
dem Jahr 2009, ein Schrottverwertungsunternehmen in einem zentralen Ge-
werbegebiet anzusiedeln14. Dabei wurde die Nichtöffentlichkeit von Seiten 

13  Soweit im Text nur die männliche Form verwendet wird, geschah dies alleine 
aus Gründen der Lesbarkeit. Nichtdestoweniger beziehen sich die Angaben auf Ange-
höriger aller Geschlechter.

14  Siehe zum Vorhaben die öffentlich beratende Vorabbeteiligung der Stadt Mon-
heim am Rhein im Rahmen der Vollständigkeitsprüfung zum BImSch-Verfahren der 




